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Landtags⸗ Verhandlungen. 
Abgeordnetenhaus. 
52. Sitzung vom 3. Februar. 
Präſtdent v. Köller eröffnet die Sitzung 


um 10 / Uhr. 
Am Miniſtertiſche: von Puttkamer und meh⸗ 
rere Kommiſſarien. 

Tagesordnung: 

Fortſetzung der Etatsberathung und des Ge⸗ 
ſetzentwurfs betreffend den dauernden Steuererlaß 
in dritter Leſung. 

Es ſteht zunächſt der Etat des Kultus-Mi- 
niſteriums zur Debatte. 

Abg. Dr. Reichenſperger (Olpe) be- 
klagt ſich darüber, daß, trotzdem eine generelle Ver⸗ 
fügung des Kultus-Minifters wegen Aufhebung 
der Beſchlagnahme des Pfarrdotal- Vermögens 
erlaſſen ſei, die Zurücknahme der Beſchlag⸗ 
nahme in vereinzelten Fällen von dem Ober- 
Praſidenten der Rheinprovinz nicht genehmigt 
worden. 

Reg.⸗Komm. Miniſterialdirektoer Lucanus 
erwidert, daß auch der Oberpräfident der Rhein- 
provinz angewieſen ſei, die Beſchlagnahme aufzu- 
heben und die Rechtsverhältniſſe anderweitig zu 
ordnen. Was Aachen betrifft, fo ſeien die Ver- 
handlungen wegen Aufhebung der Beſchlagnahme 
ebenfalls dem Abſchluß nahe. 5 

Abg. Dr. Franz bringt die Mißſtände der 
Militärſeelſorge in Oberſchleſten ſowie den Mangel 
einer geordneten Seelſorge daſelbſt zur Sprache. 
Die jüngeren Geiſtlichen in Ober- und Mittel- 
ſchleſien ſeien jo ſehr in Anſpruch genommen, daß 
ſiſſtc—h auch dieſe Geiſtlichen vollſtändig aufreiben' 
2 ner beklagt darüber, daß die finan- 
iiiꝛlꝛiellen Verhältniſſe der aufgelöſten kirchlichen Ge⸗ 
1) noſſenſchaften ſeitens der ſtaatlichen Vermögens- 
kommiſſarien nicht genügend gewahrt würden. Spe- 
ziell verweiſt Redner auf die Verpachtung des Ur- 
ſulinerinnenkloſters in Breslau, wo ein viel zu ge⸗ 
ringer Miethszins erzielt werde. 

Abg. Dr. Windthorſt verlangt Auskunft 
über den Stand der Vermögensverhältniſſe der 
aufgehobenen Genoſſenſchaften und tadelt, daß die 
Kommifjarien eine Anzahl von Prozeſſen ange⸗ 
ſtrengt haben, durch welche erhebliche Koſten ent- 
en jeien, was ſich durch nichts rechtfertigen 
ieße. 

\ Kultusminiſter v. Puttkamer rechtfertigt 
N das Verfahren der Kommiſſarien. Dieſelben ſeien 
ö verpflichtet geweſen, die Prozeſſe anzuſtrengen im 
! Intereſſe der Erhaltung des genoſſenſchaftlichen 

Vermögens. Uebrigens ſeien dieſe Prozeſſe durch 

gängig gewonnen, ſo daß alſo die Verwaltung ein 

Vorwurf gar nicht trifft. 

Abg. Windthorſt erwidert, daß die ver⸗ 
ſchiedenen Arten der Prozeſſe, welche angeſtrengt 
worden, wohl genauer ins Auge zu faſſen ſind. 
Er finde nicht, daß es im Intereſſe und im 
Sinne der Stiftungen liege, das Vermögen zu 
maſſtren ohne die geringſte Sicherheit, daß das⸗ 


re 


jelbe künftig für die urſprünglichen Zwecke Ver- 
wendung finden ſoll. Wenn der Miniſter glaubt, 
daß Alles ſich in Ordnung befinde, dann möge er 
! doch Rechnung legen. So lange das nicht ge⸗ 
I ſchieht, behaupte er, daß die Kommiſſarten mit un⸗ 


8 nothigen Prozeſſen vorgehen. 
Abg. v. Eynern verlangt größere Staats 
f . für die Realſchulen, namentlich der Rhein- 

Abg. S chmidt (Stettin) beantragt zu Kap. 
120 Tit. 5 des Kultusetats, die Staatsregierung 
zu erſuchen: de Ben 

J. bei der Bewilligung von Zuſchüſſen an 
ſtädtiſche und ſtiſtiſche höhere ee von 
dem Nachweiſe, daß die lokalen Verhältniſſe, ins⸗ 
beſondere die Wohnungs“ und Lebensmittelpreiſe 
den betreffenden Städten die Gewährung des Woh⸗ 
nungsgeldzuſchuſſes an die Lehrer der Anſtalten 
nothwendig machen, abzuſehen; 

2. noch im Laufe des Etatsjahres 1881—82 
den vorhandenen Beſtand des qu. Fonds zunächſt 
unter Gymnaſien und Realſchulen erſter Ordnung 
zur Vertheilung zu bringen; 

3. die Wiederergänzung des gedachten Fonds 
der in dem Etat von 1879—80 abgeſetzten Be⸗ 
8 träge von 66,000 M. durch den Etat des Jahres 
1882 — 83 herbeizuführen. 

Der Antragſteller beantragt die Ueberweiſung 
dieſes Antrages an die Budgetkommiſſion. Der 
Etat ſelbſt werde durch den Antrag nicht berührt, 
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derſelbe bewege ſich vielmehr innerhalb der Grenze ſchulinſpektoren thätig. Weſentlich anders verhalte 


des Etats. 

Kultusminiſter v. Puttkamer hat zwar 
gegen die kommiſſariſche Berathung des Antrages 
nichts zu erinnern, beſtreitet jedoch, daß der Punkt 
3 deſſelben ſich genau innerhalb der Grenzen des 
Etats bewege. Dies könne er nur mit einer ge- 
wiſſen Einſchränkung anerkennen. Es werde nöthig 
ſein, durch Prüfung die Finanzverhältniſſe der 
einzelnen Kommunen genau feſtzuſtellen. Im All- 
gemeinen vertrete die Regierung nicht den Stand- 
punkt unbedingter Erſparniß. Sie halte vielmehr 
an der Meinung feſt, daß denjenigen Kommunen, 
welche höhere Lehranſtalten begründet haben, auch 
in erſter Linie die Pflicht obliegt, den Lehrern 
die Wohnungsgeld⸗Zuſchüſſe zu bewilligen. Die 
Regierung glaube, nur in den Fällen mit ſtaat⸗ 
lichen Mitteln eintreten zu müſſen, wo ſich wegen 
lokalen Unvermögens ein dringendes Bedürfniß her- 
ausſtellt. 

Nachdem noch die Abgg. Kropatſcheck 
und Schreiber ſich zu dem Antrage geäußert, 
wird derſelbe an die Budget- Kommiſſion ver⸗ 
wieſen. 

Bei dem Elementarſchulweſen kommt Abg. 
v. Hammerſtein auf den Angriff des Abg, 
Löwe in der Sitzung vom 11. Februar v. J. 
gegen den Redakteur der „Evangeliſchen Kirchen— 
zeitung“, Dietze, zurück, der, wie damals Herr 
Löwe (Berlin) behauptet, in der ſogenannten 
Auguſtkonferenz ſich über das Berliner Elementar- 
ſchulweſen in abſprechender Weiſe geäußert haben 
ſollte. Herr Dietze habe nun in der gerichtlichen 
Verhandlung vom 17. November v. J. durch 
Zeugen den Nachweis geführt, daß er jene Aeuße⸗ 
rungen in der Auguſtkonferenz gar nicht gethan 
habe. Trotzdem habe Herr Löwe fünf Tage ſpä⸗ 
ter ſeine früheren Behauptungen aufrecht erhalten 
und ſich dabei auf die Referate in der „Ger— 
mania“ und der „Poſt“ berufen. Redner be— 
dauert die Abweſenheit des Herrn Löwe, er habe 
aber konſtatiren müſſen, daß durch rechtskräftiges 
Urtheil feſtgeſtellt worden ſei, daß die Angriffe 
Löwe's der thatſächlichen Begründung entbehrt 
hätten. 

Abg. Dr. Franz beklagt ſich über das Ver⸗ 
fahren der Regierung bezüglich der Schulinſpektion 
in der Provinz Schleſien und fordert entſchieden 
eine Berückſichtigung der Fonfejfionellen Verhältniſſe. 
So dumm ſeien die Katholiken nicht, daß ſie ihre 
Schulen nicht ſelbſt inſpiziren könnten. Allerdings 
zu kulturkämpferiſchen Beſtrebungen würde ſich ein 
anſtändiger Katholik nicht gebrauchen laſſen. Weir 
ter beklagt Redner die Anwendung der deutſchen 
Sprache bei dem Religions-Unterricht in den ka— 
tholiſchen Volksſchulen Oberſchleſiens. Die Kinder 
ſeien bei ihrer Unkenntniß der deutſchen Sprache 
gar nicht im Stande, den religiöſen Memorirſtoff 
in ſich aufzunehmen, denn der Katechismus ſei ab- 
gefaßt für Kinder, welche die deutſche Sprache ver- 
ſtehen. 5 
Kultusminiſter v. Puttkamer erklärt ſich 
mit dem Vorredner darin einverſtanden, daß 
bei der Schulinſpektion die konfeſſlonellen Verhält- 
niſſe zu berückſichtigen ſeien. Er habe auch hier- 
nach ſeit ſeiner Amtsführung ſtets verfahren und 
ſei bereit, dem Herrn Dr. Franz privatim die Liſte 
derjenigen Schulinſpektoren vorzulegen, welche von 
ihm angeſtellt worden. Es ſei dabei auf das 
Strengſte nach dem konfeſſionellen Berürfniſſe ver⸗ 
fahren worden. Daß er im Stande ſei, den von 
ihm anerkannten Uebelſtand auf einmal zu beſeiti⸗ 
gen, das werde wohl auch Herr Franz nicht er⸗ 
warten. Er könne aber verſichern, daß er mit der 
von ihm auf dieſem Gebiete inaugurirten Praxls 
fortfahren werde, und er glaube, ſich den Dank 
des Landes damit zu verdienen. (Zuſtimmung.) 
Der Vorredner habe von der Lage der Schul- 
inſpektion in Schleſien ein ziemlich zutreffendes 
Bild entrollt, aber er ſei im vollſtändigen Irr— 
thum, zu glauben, daß die Regierung prinzipiell 
und ohne Gründe die Organe der katholiſchen 
Kirche von der Schulinſpektion ausſchließe. Er 
verweiſe nur darauf, daß im Regierungs-Bezirk 
Liegnitz Alles unverändert geblieben iſt, auch in 
Bezug auf die katholiſchen Schulen. Warum ? 
Weil auch die katholiſchen geiſtlichen Schulinfpet- 
toren nach den von der Reglerung gegebenen Nor- 
men in aller Lopalltät ihre Pflicht erfüllen. Ziem⸗ 
lich ähnlich liege die Sache im Regierungs- Bezirk 
Breslau; auch dort ſeien ſechs katholiſche Kreis- 
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es ſich im Regierungs-Bezirke Oppeln. Er gebe 
gern zu, daß die dortigen Geiſtlichen nicht aus 
Staatsfeindlichkeit, ſondern aus pädagogiſchen 
Rückſichten der Regierung in der Schule Oppofi- 
tion machten, aber es ſei nicht zu verkennen, daß 
die von großpolniſcher Seite hineingetragene Op- 
poſition daran eine weſentliche Unterſtützung findet. 
Es ſeien dort ganz bedenkliche Erſcheinungen in 
Bezug auf die Nationalitätenfrage hervorgetreten. 
Er habe als Ober-Präſident von Schleſien den 
oberſchleſiſchen Schulverhältniſſen ganz beſondere 
Aufmerkſamkeit zugewendet und könne auf Grund 
der von ihm gemachten Erfahrungen verfichern, daß 
die Bemühungen der Regierung, durch die Pflege 
der deutſchen Sprache deutſche Kultur zu verbrei- 
ten, nicht erfolglos geweſen ſeien. Die Regierung 
ſei auf dem beſten Wege, gute Früchte zu erreichen. 
Der Standpunkt des Herrn Franz würde nur da⸗ 
hin führen, die deutſche Sprache aus der Schule 
ganz zu entfernen. 

Abg. v. Rauchhaupft regt die Frage des 
Neubaues des Seminars in Delitzſch an. 

Finanzminiſter Bitter erwidert, daß der- 
ſelbe in dem nächſten Etat Berückſichtigung finden 
ſolle. 

Abg. Dirichlet nimmt den Abg. Löwe 
gegen die Beſchuldigungen des Herrn von Ham- 
merſtein in Schutz. Er hätte gewünſcht, daß die— 
ſer dem Gebrauche des Hauſes gefolgt und Herrn 
Löwe, welcher leider durch Krankheit verhindert ſei, 
hier im Haufe zu erſcheinen, zuvor davon Kennt- 
niß gegeben hätte, daß er dieſe Sache heute hier 
zur Sprache bringen würde. Er (Redner) befinde 
ſich daher in der traurigen Lage, eine ſqchlichen 
Informationen zu befigen. Wenn Herr Löwe 5 
Tage nach ergangenem freiſprechenden Erkenntniß 
ſeine früher ausgeſprochene Behauptung aufrecht 
erhalten habe, ſo laſſe ſich das daraus erklären, 
daß ihm die Erkenntnißgründe am 22. November 
noch gar nicht bekannt ſein konnten. Herr Löwe 
habe hierzu umſomehr ein Recht gehabt, als er 
ſich dabei auf Referate geſtützt habe, welche in zwei 
dem Herrn Dietze freundlich geſinnten Blättern ent⸗ 
halten geweſen ſeien. 

Abg. Dr. Franz bemerkt den Ausführungen 
des Miniſters gegenüber, daß die Haltung der ka— 
tholiſchen Geiſtlichen in den verſchiedenen Bezirken 
eine Erklärung darin finde, daß die Gewiſſenspflicht 
der Geiſtlichen eine verſchiedene Beurtheilung er- 
führe. Von dem Regierungs-Präſidenten in Lieg- 
nitz ſei hierin eine ſehr humane Praxis geübt 
worden, während der frühere Regierungs-Präſident 
in Oppeln die entgegengeſetzte Praxis beobachtet 
habe. Es ſei hierbei der perſönliche Standpunkt 
der betreffenden Verwaltungsbeamten allein maßge⸗ 
bend Redner erklärt ſodann, daß ihm von einer 
politiſchen agitatoriſchen Thätigkeit in Oberſchleſien 
nichts bekannt ſei, in feinen Geſichtskreis ſei bis- 
her von ſolchen Beſtrebungen nichts gefallen. 

Miniſter v. Puttkamer empfiehlt dem 
Vorredner die Lektüre zahlreicher polniſcher Blätter, 
welche ſämmtlich darauf hinarbeiten, Oberſchleſien 
in den Kreis ihrer polnifch-nationalen Beſtrebungen 
zu ziehen. Die Regierung habe die Pflicht, dieſe 
Beſtrebungen ſorgfältig im Auge zu behalten. 

Abg. Dr. Holtze: Der Abgeordnete Franz 
hat gejagt, daß der Kulturkampf Oberſchleſten zum 
Schaden gereicht habe. Ich muß das ganz ent⸗ 
ſchieden in Abrede ſtellen. Oberſchleſien hat der 
Kulturkampf keinen Schaden gebracht, er hat höch⸗ 
ſtens den Schaden gehabt, daß er die Geiſtlichen 
ihrem Berufe entfremdet hat (Widerſpruch im Cen- 
trum; Zuſtimmung links). Beſonders groß ſind 
allerdings die Befürchtungen über die polniſchen 
agitatoriſchen Beſtrebungen in Oberſchleſien nicht, 
ſie werden nur von einigen polniſchen Organen 
betrieben. Aber die Staatsfeindlichkeit hat in den 
letzten acht Jahren iu anderer Weiſe ſich gezeigt. 
Wenn man fi, darüber wundert, daß ſeither jo- 
zialdemokratiſche Miſſionäre in Oberſchleſien noch 
nicht aufgetreten ſeien, ſo liegt das einfach daran, 
daß die Herren Kapläne dieſes Geſchäft beſorgen 
(Lärm im Centrum). 


ſiens; 


rung ſelbſt. 


Abg. Drawe ſpricht für Umwandlung der 
Schulverſäumnißſtrafen in Strafarbeit an Stelle 


der Gefängnißhaft. 


ſperger das Verſchwinden zahlreicher Baudenk⸗ 
mäler und tritt namentlich für Konſervirung der 
Kölner Thorthürme ein. 


Dr. Franz hat gar keine 
Kenntniß von den lokalen Verhältniſſen Oberſchle⸗ 
die gemäßigte Förderung der deutſchen 
Sprache liegt weſentlich im Intereſſe der Bevölke— 


N ) 

Inferate: Die 4gefpaltene Petitzeile 15 Pfennige. | 

Redaktion, Druck u. Verlag von R. Graßmann. 
Stettin, Kirchplatz Nr. 3. Ei 


Sprechſtunden nur von 12—1 Uhr. 8 


Abg. 
ſchlage an. 

Abg. Dr. Windthorſt iſt mit dem Abg. * 
Franz der Meinung, daß die nothwendige Einheit 
in der Verwaltung mangele. Dem guten Willen 
der Oberbehörden träten die Unterbehörden entge- 
gen. Wenn Beſtrebungen, wie fie Herr Holtz ge⸗ 
ſchildert, wirklich vorhanden ſind, dann trage die 
frühere Mißwirthſchaft die Schuld daran. 4 

Bei Kap. 122 Tit. 24 (Kunſt⸗ und wiſſen⸗ 5 
ſchaftliche Anſtalten) beklagt Abg. Dr. Reichen⸗ 


Rickert ſchließt ſich dieſem Vo 


Kultusminiſter v. Puttkamer hält es in 
erſter Linie für eine Aufgabe der Kommunen, für 
die Erhaltung unſerer altehrwürdigen Baudenkmäler 
einzutreten. Die Regierung werde ihrerſeits ihre 
ſtarke Hand jeder Demolirung derſelben entgegen- 
halten. Leider könne er eine große Anzahl von 
Kommunen von der leichtfertigen Beſeitigung ſol⸗ 
cher Denkmäler nicht freiſprechen. Auch ſei er 
durchaus damit einverſtanden, daß in Köln min⸗ 
deſtens die Thorthürme erhalten bleiben, denn dieſe 
ſeien typiſch für die architektoniſche Bedeutung jener 
Bauperiode. Regitrungsſeitig wäre Alles geſchehen, 
um die Erinnerung an alte Größe nicht zu zer⸗ 9 


trümmern. 


Auch Abg. Dr. Loewe (Bochum) klagt über . 


die Zerſtörung der Kunſtbauwerke des Mittelalters 5 


und hofft, daß auch die Kommunalbehörden endlich 
den Grundſätzen folgen würden, die die Staats- 
regierung darauf anwende. 5 

Abg. Knebel beklagt ſich, daß auch für die 
Konſervirung von Bildern, Fresken und anderen Er 
Alterthümern nicht genug geſchehe, jo ſeien die 
Mittel für die Konſervirung rheiniſcher Alterthümer 
im Etat immer noch ſehr gering, trotzdem die rhei⸗ Er 
niſchen Städte die früher an fie geftellten Forde⸗ 7 
rungen erfüllt hätten. i 

Miniſterialdirektor Dr. Greif: Bisher lägen 4 
für die Städte am Rhein nur die Skizzen vor, 
die nicht ausreichten, um über eine Betheiligung 5 
der Staatsregierung zu entſcheiden; ob die defini- 
tiven Pläne ſo weit gefördert werden würden, um 
ſchon im nächſten Etat eine Forderung einſtellen zu 
können, laſſe ſich heute noch nicht überſehen. 

Abg. Reichenſperger bittet, hiſtoriſche 
Funde ſtets möglichſt in der Nähe des Fundorts 
aufzuſtellen, nur dort hätten ſie das höchſte In⸗ 
tereſſe und nicht in Berlin, wohin man ſie viel zu 
häufig ſchaffe. Ferner fragt er, ob die proviſo⸗ 
riſchen Statuten der königl. Akademie der Künſte ö 
durch definitive erſetzt ſeien. 

Miniſterialdirektor Dr. Greif verneint dieſe 4 
Frage, es müßten erſt verſchiedene Inſtanzen gehört } 
werden, doch würde der Kultusminiſter bald in der ö 
Lage ſein, das Statut endgültig feſtzuſtellen. A 

Damit wird das Kapitel Kunſt und Wiſſen⸗ 4 
ſchaft genehmigt. 2 

Beim techniſchen Unterrichtsweſen hebt der 
Abg. v. Minnigerode hervor, daß in den 
betheiligten Kreiſen des Baufaches ſich eine Agita- 
tion geltend mache gegen die neunklaſſige Gewerbe- 
ſchule ohne Latein, er halte es für höchſt anerken⸗ a 
nenswerth, wenn die Staatsbaubeamten für die 
Feſthaltung an den humaniſtiſchen Studien ein⸗ 
träten. 

Reg.-Komm. Geh. Rath Dr. Wehren 
pfennig erwidert, die Regierung habe gar keine 
neuen Schulen geſchaffen, ſondern nur die vorge: 
fundenen reorganiſirten Gewerbeſchulen erweitert, 
um mit vollem Vertrauen ihnen die Vorbereitung 
für die techniſchen Fächer anvertrauen zu können; 
übrigens ſei nirgends mehr, außer in Preußen und 
einigen kleineren deutſchen Staaten, von einer 
zwangsweiſen Vorbereitung der Techniker durch klaſ⸗ 
ſiſche Sprachen die Rede. 

Abg. Sombart: Seit die lateiniſche Ge⸗ 
werbeſchule vor zwei Jahren hier beſchloſſen ſei, 
habe ſich im Lande eine erfreuliche Umwandlung 
der Anſichten vollzogen, es zeige ſich deutlich, daß 
mit dieſen Schulen für das Gewerbe nichts ge- 
ſchehen ſei; für die gelehrten Fächer ſei ſchon durch N 
die Gymnaſien und Realſchulen geſorgt, alſo ſolle 
der Miniſter umkehren und die alten Gewerbeſchu⸗ 
len beſtehen laſſen. 

Regierungs-Kommiſſar Geh. Rath Weh 
renpfennig führt aus, daß nicht im Lande, 
ſondern in der Unterrichts-Verwaltung ein Um- 
ſchwung eingetreten ſei. 


Abg. Freiherr v. Minnigerode: Er 
habe keine Kritik üben, ſondern nur eine Anre- 
gung geben wollen. 

Darauf werden die Fonds für das techniſche 
Unterrichtsweſen, die Porzellan-Manufaktur, Kul- 
tus und Unterricht gemeinſam, Medizinalweſen, 
ſowie der Etat des Kriegsminiſteriums (Verwal- 
tung des Zeughauſes zu Berlin) ohne Debatte ge— 
nehmigt. 

Damit iſt die dritte Berathung des Etats er- 
ledigt, der jetzt in Einnahme und Ausgabe auf 
913,070,416 Mark feſtgeſtellt worden iſt. 

Darauf wird um 3 Uhr in die erſte Leſung 
des Ne wendungsgeſetzes eingetreten. 

Es melden ſich 9 Redner für, 8 gegen den 
Entwurf. 

Abg. Dr. Gneiſt: Er habe mit feinen 
Freunden die Vorlage einer ernſten, objektiven Er- 
wägung unterzogen, dieſe habe ſie jedoch zu der 
Ueberzeugung geführt, daß auf dieſem Wege das 
Ziel einer Steuerreform nicht erreicht werden könne. 
Statt den Gemeinden, die in ſehr ſchwieriger Fi- 
nanzlage ſeien und häufig 200 Proz. der Staats- 
abgaben erheben müßten, zu helfen, wolle die Vor⸗ 
lage die verfügbaren Mittel an die Kreisvertretung 
überweiſen. Seine Freunde ſeien zunächſt mit der 
Ueberweiſung der Klaſſenſteuer nicht einverſtanden, 
da, ob die Klaſſenſteuer für Kreisſteuern eine ge- 
eignete Grundlage biete, ebenſo zweifelhaft ſei, als 
ob der Staat fie entbehren könne. Dagegen ſei 
ſeine Partei einverſtanden mit der Ueberweiſung der 
Grund- und Gebäudeſteuer an die Stadt- und 
Landkreiſe; jedoch halte ſie es für mißlich, die 
Distribution ſo großer Summen den Kreis- und 
Provinzial⸗Behörden zu überlaſſen, dies werde zu 
einem Intereſſenſtreite führen, der je länger, deſto 
erbitterter werden müſſe, dafür würde man geſetz⸗ 
liche Normativ-Bedingungen ſchaffen müſſen. Dieſe 
Bedenken ſeien für ihn ausreichend, um eine Kom- 
miſſions⸗Berathung fordern zu müſſen; dieſe ſei 
auch ſchon deshalb nothwendig, weil dieſes Haus 
auf eine hypothetiſche Steuergeſetzgebung nicht ein- 
gehen könne, ehe nicht zwiſchen den geſetzgebenden 
Faktoren ein Vertheilungsmaßſtab gefunden ſei. Er 
wolle ſeine perſönlichen Bedenken nicht weiter aus- 
führen, ſondern nur der zu wählenden beſonderen 
Kommiſſion empfehlen, nicht wie die Regierung von 
oben herab die Steuerreform anzubahnen, ſondern 
von unten herauf. 

Abg. v. Wedell⸗ Malchow erklärt ſich 
mit dem Antrage auf Kommiſſions Berathung ein- 
verſtanden. Wenn ſich der Abg. Gneiſt gegen die 
Ueberweiſung der Klaſſenſteuer erklärt habe, ſo halte 
er dafür, daß, wenn von Ueberweiſung überhaupt 
die Rede fein ſolle, nur die Grund- und Ge— 
bäudeſteuer mit der Klaſſenſteuer zuſammen über⸗ 
wieſen werden könne. Was den Plan der Ver- 
theilung anlange, jo müſſe doch erſt die Verſtän— 
digung über die Grundzüge erfolgt ſein, ehe man 

ſolchen Spezialplan aufſtellen könne. Der Haupt⸗ 
gedanke, den der Abg. Gneiſt in ſeiner Broſchüre 
entwickelt habe, ſei, die Gutsbezirke aufzuheben 
und in Gemeindebezirke aufgehen zu laſſen; mit 
dieſem Geſchenke würden die Bauern ſchlecht zufrieden 
ſein. Die Kommiſſion müſſe genauere Anweiſung von 
den großen Parteien für ihre Arbeit erhalten, als 
der Vorredner ſie gegeben. Die Wechſelwirkung 
zwiſchen dem Reiche und Preußen ſei nicht zu ver- 
meiden, doch ſei es anzuerkennen, daß die Regie- 
rung fi mit der preußiſchen Landesvertretung ver- 
ſtändigen wolle; gerade die Gegner der Vermeh— 
rung der indirekten Steuern im Reiche müßten 
dies Geſetz freudig begrüßen, da es ihnen die Ge- 
währ gebe, daß, mögen nun gegen ihren Willen 
die neuen Steueru im Reiche bewilligt werden oder 
nicht, dieſe Mehrbewilligungen nur auf Steuer- 
erlaſſe verwendet werden können. Redner faſſe das 
Wort „unverkürzt“ im § 1 fo auf, daß eben alle 
Einnahmen, die Preußen aus Reichsſteuern haben 
werde, auf Steuererlaſſe zu verwenden ſeien. Er 
halte es für ganz richtig, die unterſten Klaſſen 
von der Klaſſenſteuer zu befreien, ob aber die Be- 
freiung ſich auf die vierte Steuerſtufe erſtrecken 
dürfe, jet noch zweifelhaft und von der Kommiſ⸗ 
ſion zu prüfen und zu entſcheiden. Die Ueber- 
weiſung der Grund- und Gebäudeſteuer werde 
nach verſchiedenen provinziellen Verhältniſſen ver- 
ſchieden beurtheilt werden müſſen, es werde doch 
nicht Kreiſe geben, wo die Verwendungszwecke für 
dieſe Summen fehlen würden, dort würde der Er- 
laß dieſer Steuer in Frage kommen. Er perſön⸗ 
lich ſei für den Erlaß, weil nur dadurch eine ge— 
rechte Entlaſtung herbeigeführt werden könne. Nun 
habe man dieſen Erlaß als ein Geſchenk an die 
Inhaber der Gutsbezirke bezeichnen wollen, und 
freue er ſich, daß Dr. Gneiſt anerkannt habe, daß 
die Gutsbezirke auch weiter nichts ſeien, als 
Kommunalbezirke. Seine Partei habe zwar einige 
beſondere Wünſche, werde aber im Ganzen ſich 
dem Geſetze gegenüber zuſtimmend verhalten. Was 
nun das ſogenannte konſervative Steusrreform- 
projekt anlange, ſo ſei die Partei durch den 
Steuererlaß veranlaßt geweſen, ihre Gedanken 
für die Steuer -Reform zuſammenzuſtellen, von 
einer Verhandlung mit der Regierung ſei keine 
Rede geweſen. Unſer Programm iſt nicht „um- 
ſtürzend“, ſondern ſehr konſervativ. Wir wollen 
das ganze Syſtem der Klaſſen- und Einkommen- 
ſteuer erhalten, nur wollen wir es für die unterſten 
Stufen degreffiv, für die oberen progreſſiv machen 
und etwa von 9000 M. Einkommen aufwärts ab 
4 pCt. beantragen, dagegen die Mittelklaſſen faſt 
unverändert laſſen und die unteren weſentlich 


boͤhen. Neben dieſen Steuern wollen wir eine be⸗ 
ſondere Kapitalrentenſteuer, nicht etwa in der Ab- 
ſicht, dadurch die Steuerlaſt des Landes zu er— 
höhen, ſondern wir wollen, ſoviel Einnahmen dieſe 
Steuer ergeben würde, an der Grund- und Ge— 
bäudeſteuer erlaſſen wiſſen. Erſt wenn die große 
Reforu der inneren direkten preußiſchen Steuern 
abgeſchloſſen ſein wird, iſt es nach unſerer Mei- 
nung thunlich, daß an eine Reform der Kommu- 
nalbeſteuerung gegangen werden könne. Wir ſind 
weiter der Anſicht, daß die Grund- und Gebäude- 
ſteuer eine Präparation für die dieſelben tragenden 
bilde und es genügt uns nicht, wenn dieſe Steuer 
nur an eine andere Adreſſe eingezahlt werden ſoll. 
Wir wiſſen, daß, weil der Grundbeſitz allein 
67 Millionen beſonderer Steuern zahlt, er nicht 
im Stande iſt, Kapital anzuſammeln und für 
die Landwirthſchaft das zu leiſten, was er leiſten 
ſollte. Wollen Sie dieſe Zuſtände fortbeſtehen 
laſſen? Nach unſerer Meinung iſt der Moment 
eingetreten, wo dem Grundbeſitz durch Beſei⸗ 
tigung der Grundſteuer geholfen werden muß. 
(Beifall.) 

Darauf vertagt ſich das Haus. 

Nächſte Sitzung: Freitag 11 Uhr. 

T. O.: Fortſetzung der heutigen Debatte und 
ſchleſiſche Nothſtandsgeſetze. 

Deutſchland. 

Berlin, 3. Februar. Inmitten der Faſchings⸗ 
zeit iſt die Welt geſtern von Düſſeldorf aus durch 
einen tollen Karnevalsſtreich düpirt worden. In 
Düſſeldorf, in Berlin und wohl überall ſonſt, wo 
die Nachricht vom Telegraphen verbreitet worden, 
hat die Geſchichte von einem Prinzenraub das un⸗ 
gemeſſenſte Aufſehen erregt. Das „Wolff'ſche 
Telegraphen-Bureau“ publizirte die folgende De- 
peſche: 

Düſſeldorf, 3. Februar. Der „Düſſel⸗ 
dorfer Anzeiger“ meldet: „Geſtern Morgen um 
6 Uhr wurde der Sohn des Erbprinzen von 
Hohenzollern, der präſumtive Thronfolger des Fürſten 
von Rumänien, von drei Männern aus dem Gar- 
ten des Jägerhofſchloſſes gewaltſam entführt, in 
einen bereitſtehenden Wagen gebracht und bei Vol⸗ 
merswerth über den Rhein geſetzt. Bei Stürzel- 
berg gelang es dem Prinzen, welchem unterwegs 
das Haar abgeſchnitten und die Kleider ausge— 
zogen worden waren, freizukommen. Derſelbe 
kehrte am Nachmittage zurück. Die Thäter ſind 
unbekannt.“ 

Natürlich gab es keine andere Erklärung, 
als daß rumäniſche Nihiliſten, die es ja ohnehin 
lieben, die Affen ihrer ruſſiſchen Vorbilder zu ſpie⸗ 
len, die Schreckensthat ausgeführt hätten, um 
Schrecken und Entſetzen zu verbreiten, oder daß 
eine Koterie rumäniſcher Granden den zum Kron⸗— 
prinzen Rumäniens deſignirten Prinzen hätte über- 
fallen laſſen, um den Weg frei zu machen zum 
rumänischen Thron .... Was für Konjekturen 
ergaben ſich nicht aus dem Telegramm, welch eine 
Nahrung für weit ausſchweifende Phantaſien! . 

Hier in Berlin wurde die Wohnung des 
Prinzen Friedrich in der Wilhelmſtraße 23 beſtürmt. 
Die Zeitungsredaktionen und die Hofkreiſe wollten 
von dem Onkel des „geraubten“, des „entführten“ 
Prinzen Aufklärung, ſte wollten Nachrichten über 
das „Wann“, „Warum“ und „Wie“ des Ver- 
brechens von dem hier lebenden Vertreter der fürft- 
lichen Linie der Hohenzollern haben. Prinz Fried- 
rich, ſelbſt geängſtigt, depeſchirte ſofort an ſeinen 
Bruder. Um 10 Uhr kam die Antwort .. 

Düſſeldorf, 3. Februar. Wie in Folge 
ergangener Anfrage von authentiſcher Seite mit- 
getheilt wird, ſind die Meldungen hieſiger Blätter 
betreffend ein gegen einen Sohn des Erbprinzen 
von Hohenzollern hierſelbſt verübtes Verbrechen 
gänzlich unbegründet. 

Bald darauf meldete eine Privatdepeſche: 

„Prinz hat Raub ſingirt. Ihm war menſch— 
liches Malheur paſſirt; wollte ſich im Rhein wa- 
ſchen. Hat ſich ſelbſt die Haare abgeſchnitten. Aus 
Scham Geſchichte erfunden. Gruß.“ 

Da iſt die Beſcheerung! Das iſt der Prin- 
zenraub, der einen Nachmittag lang Düſſeldorf und 
einen Abend über die Reichs hauptſtadt in Aufre- 
gung verſetzt hat. Ein „menſchliches Malheur“ 
— und darum ſo viel Senfation! Nie hätte 
man glauben ſollen, daß ſolch' ein „kleines Mal- 
heur“ eines Prinzen ſo viel von ſich reden machen 
könnte und wäre es dem König von Rom paſſirt, 
als Napoleon ihn auf den Armen hielt, um ihn 
zum Abſchied zu küſſen 

Aber es bleibt ſehr viel Unerklärliches bei 
dieſer fingirten Entführungsgeſchichte. Welcher von 
den drei Prinzen einer zählt ſiebzehn, einer 
ſechszehn und einer zwölf Jahre — iſt der „At- 
tentäter gegen ſich ſelbſt?“ Man kann Angeſichts 
des „kleinen Malheurs“ doch böchſtens an den 
zwölfjährigen Prinzen denken. Aber wie konnte 
ein Knabe von zwölf Jahren eine ſolche unge- 
heuerliche Hiftorte erſinnen? Wo iſt er bis zum 
Nachmittag geblieben, wo hat er ſchnell eine Scheere 
hergenommen, um ſich die Haare abzuſchneiden? 
Und konnte die Scham über ſolch' ein „kleines 
Malheur“ ihn zu ſolchen Ungeheuerlichkeiten be- 
ſtimmen? Iſt eine kindiſche That noch etwa kin⸗ 
diſch übertrieben worden? 

Geheimniß! Geheimniß! Geheimniß! Das 
Eine iſt nur gewiß, daß ein prinzlicher Knabe 
einen halben Tag lang alle Welt genasführt hat. 
Das Uebrige wird ſich erſt aufzuklären haben. 

Ausland. 

Konſtantinopel, 2. Februar. 


Der Sultan 


ermäßigen. Außerdem wollen wir die beſtehende hat dem Präſidenten der franzöſiſchen Republik, 


allgemeine Einkommenſteuer, ſowie die Grund-, 
Gebäude- und Gewerbeſteuer aufrecht erhalten 
wiſſen. Von der letzteren wollten wir die unteren 
Stufen erleichtern und die höheren dafür er⸗ 


Grevy, den Osmanie-Orden 1. Klaſſe mit Bril- 


lant-Inſignien und den franzöſiſchen Miniſter Ferry 
und Barthelemy St. Hilaire den Großkordon des 
Osmanie⸗Ordens verliehen. 


Provinzielles. 

Stettin, 4. Februar. Der Stettiner 
Turnverein (Borfißender Herr Dr. Rühl) 
begeht am Sonntag, den 6. Februar, die Feier 
ſeines 34jährigen Beſtehens und wird derſelbe aus 
Anlaß dieſes Feſtes Sonntag Nachmittag 5 Uhr 
in der ſtädtiſchen Turnhalle ein Schauturnen ab- 
halten, dem folgendes Programm zu Grunde ge- 
legt iſt: Ordnungsübungen, Freiübungen unter 
Verwendung von Stäben, Riegenturnen, Vorfüßh— 
rung von Uebungen am Doppelpferd und Kur- 
übungen am Reck. Soweit Raum vorhanden, 
werden Eintrittskarten in der Turnhalle verabfolgt. 
Da die öffentlichen Uebungen des Stettiner Turn⸗ 
vereins von unſerem Publikum ſtets mit größtem 
Intereſſe beobachtet werden, dürfte es gerathen 
fein, ſich möglichſt früh in den Beſitz der Ein- 
trittskarten zu ſetzen, da auf der anderen Seite 
dem Vorſtand nur Dank gezollt werden kann, 
wenn er die Zahl der Schauluſtigen möglichſt be- 
ſchränkt. 

— Von einer zwölfjährigen Ausreißerin er⸗ 
zählt man ſich in der kleinen Damenwelt ein 
intereſſantes Hiſtörchen, das wir, da daſſelbe zu 
aller Freude einen befriedigenden Schluß genommen 
hat, unſeren Leſern nicht vorenthalten wollen. 
Die Wahrheit deſſelben wird uns von glaubwür⸗ 
diger Seite beſtätigt. Beſagte kleine kühne Dame 
iſt die Tochter eines hieſigen Beamten und be- 
ſuchte eine der beſſeren Töchterſchulen. Aus irgend 
welcher Veranlaſſung ertheilte eine ihrer Lehrerinnen 
derſelben in das ſogenannte Ordnungsbuch eine 
ſchriftliche Notiz, die dieſelbe vom Vater zum 
Zeichen, daß er ſie geleſen, unterſchreiben laſſen 
ſollte. Der Herr Papa, ſchon durch ſeinen Beruf 
an Pünktlichkeit gewohnt, ſcheint etwas ſtrenge zu 
ſein, weshalb das Töchterchen, den Zorn und 
vielleicht — die Ruthe deſſelben fürchtend, es vor⸗ 
zog, am Tage der Strafertheilung das väterliche 
Haus zu meiden und mit den Schulbüchern unterm 
Arm die Straßen und ihre Schaufenſter einer 
mehrſtündigen gründlichen Reviſion zu unterziehen, 
dabei ſich in den Gedanken vertiefend, wie ſie ſich 
wohl am einfachſten und klügſten aus der fatalen 
Situation ziehen könne. Bevor fie einen Ent- 
ſchluß gefaßt hatte, war der Abend hereingebrochen 
und mit den ſich immer tiefer ſenkenden Schatten 
der Nacht trat auch das Bedürfniß an die Kleine, 
ihrem Vagabondiren recht bald ein Ende zu machen, 
um nicht gar in die Hände der Nachtwächter zu 
gerathen. Die Furcht vor einem Unwetter im 
elterlichen Hauſe war noch immer größer geworden, 
weshalb das Eine in dem reſoluten Köpfchen feſt⸗ 
ſtand, nicht nach Haufe zu gehen. Kurz ent- 
ſchloſſen trat ſie in das Haus einer befreundeten 
Schülerin, wo fie in einem offen ſtehenden Torf- 
gelaſſe ihr Nachtquartier aufſchlug und natürlich 
am anderen Morgen entdeckt wurde. Statt der 
Sorge der Eltern, die ſchon in der Furcht lebten, 
ihr Kind könne bei der an jenem Tage gerade ſo 
ſtarken Kälte erfroren ſein, ein Ende zu machen 
und das Kind zu feinen Angehörigen zurückzufüh⸗ 
ren, entläßt man daſſelbe mit der dringenden Mah⸗ 
nung, doch nach Hauſe zu gehen, was es auch 
verſpricht. Anſtatt indeß das Verſprechen zu er⸗ 
füllen, geht es an die Ausführung eines über Nacht 
gereiften Planes, begiebt ſich zu einem Antiquar, 
verkauft die Schulbücher & tout prix und löſt ſich 
dafür ein Billet nach Berlin, wo es bei dem über- 
raſchten Onkel eintrifft und demſelben eine offene 
Beichte ablegt. Natürlich war deſſen erſte Sorge, 
de hier in der größten Verzweiflung lebenden El⸗ 
tern der Unternehmungsluſtigen ein beruhigendes 
Telegramm zu überſenden. Die jugendliche Aus⸗ 
reißerin bleibt nunmehr in Berlin, wo fie von dem 
Vater in eine Penſion gegeben iſt. 

— Aus Gollnow ſchreibt uns unſer dor⸗ 
tiger Korreſpondent: Wie ich bereits mitgetheilt 
habe, find bei der am Montag anberaumt gewe⸗ 
jenen Sitzung ſämmtliche Magiſtrats - Mitglieder 
ausgeblieben und die Annahme, daß dieſelben 
Strike gemacht, beſtätigt ſich nun vollſtändig. Die⸗ 
ſelben ſind mit der Amtsverwaltung des Herrn 
Bürgermeiſter Kiesler nicht einverſtanden und 
haben ſämmtliche ſieben unbeſoldete Rathsherren 
ihre fernere Mitwirkung an den Verwaltungs-Ge⸗ 
ſchäften verſagt, ſo lange K. als Oberhaupt der 
Stadt fungirt, und dies auch Herrn Kiesler ange- 
zeigt; zugleich iſt aber auch eine Beſchwerde über 
Herrn Kiesler an die königliche Regierung zu Stet- 
tin geſandt worden. 

— Am Mittwoch Abend wurde in dem Hauſe 
Pladrinſtraße 15, zwei Treppen hoch, eine Stube 
mittelſt Dietrich geöffnet und dem dort wohnhaften 
Handlungs-Lehrling Gronow aus einer unverſchloſ⸗ 
jenen Kommode 55 Mark in 2. Markſtücken, 20 
Mark Gold und 5 Mark Papiergeld geſtohlen. 
Der Beſtohlene fand gegen 8 Uhr Abends die 
Stubenthür verſchloſſen, aber konnte ſie mit ſeinem 
Schlüſſel nicht öffnen. Ein herbeigerufener Schloſ⸗ 
fer fand in dem Schloſſe einen Schlüſſelbart, wel- 
cher in demſelben vom Einbrecher abgebrochen war. 

— Bei dem Kaufmann v. Bergen, Grenz- 
ſtraße 7, wurde geſtern Abend, in der 10. Stunde, 
die Ladenkaſſe, in welcher ſich gegen 22 Mark in 
kleiner Münze befanden, geſtohlen. Der Dieb 
hatte, um den Diebſtahl auszuführen, die Glocke 
von der Ladenthür zurückgebogen und iſt dann un⸗ 
bemerkt in den Laden gekommen. 

— Die Uebertragung einer Grundſchuld durch 
Ceſſton an einen Anderen erfolgt nach einem Er- 
kenntniß des Reichsgerichts, 1. Hülfsſenats, vom 
11. Dezember v. J., durch die Aushändigung des 
Grundſchuldbriefes mit der Ceſſionserklärung an 
dieſen oder ſeinen Bevollmächtigten. So lange 
der Grundſchuldbrief und die bereits vollzogene 
Ceſſionsurkunde noch in dem Beſitz des vom 
Cedenten mit dem Uebertragungsakt betrauten Rich- 


ters der Notars, welcher ſomit den Grundſchuld⸗ 
brief als Beſitzvertreter des Cedenten in Empfang 
genommen hat, zum Zwecke der Veranlaſſung der 
Umſchreibung der Grundſchuld im Grundbuch auf 
den Namen des Ceſſionärs ſich befindet, iſt die 
Uebertragung noch nicht erfolgt. Es würde dem- 
nach die in dieſer Zwiſchenzeit erfolgte Konkurs 
eröffnung über das Vermögen des Cedenten die 
Anfechtbarkeit der ſolchergeſtalt erſt nach der Kon⸗ 
kurseröffnung vollzogenen Ceſſton zur Folge haben. 


Vermiſchtes. 

— Vor einigen Jahren beſuchte, wie man 
ſich erinnern wird, eine der hervorragendſten Schön⸗ 
heiten des ſchönen Neapel, die Konteſſa del Cigno, 
die deutſche Reichshauptſtadt und erregte in den 
hohen Kreiſen, in welchen fle verkehrte, allgemeines 
Auffehen. Vor einigen Tagen iſt dieſe Dame, wie 
die „Gazetta di Napoli“ meldet, die Hauptfigur 
einer tragiſchen Begebenheit geworden. Sie lebte 
mik ihrem Gatten, dem ſie gegen ihren Willen und 
nur auf beſtändiges Drängen ihrer in traurigen 
finanziellen Verhältniſſen lebenden Familie ange- 
traut worden war, auf nicht beſonders gutem Fuße. 
Ganz Neapel kannte dieſe Thatſache und wunderte 
ſich auch gar nicht darüber, daß der Graf del 
Cigno ſich allabendlich bis zum frühen Morgen im 
Klub aufhielt, während die Gräfin im eigenen Pa- 
lais ihre Abend⸗Zirkel veranſtaltete, in welchen ſich 
die bekannteſten Größen der Kunſtwelt verfammel- 
ten. Gar bald wußte auch die ganze Stadt, daß 
der frühere Jugendfreund der Gräfin, ein junger 
und ausnehmend ſchöner Maler aus Oeſterreich 
mit Namen Franz Grüger, welcher vor 10 Jahren 
mit ſeiner Familie nach Neapel kam und im Ne- 
benhauſe der elterlichen Wohnung der Gräfin auf- 
gewachſen, am Tage ihrer Vermählung aber nach 
Amerika gereiſt war, wieder zurückgekehrt ſei, an 
dieſen Zirkeln der Gräfin ebenfalls theilnehme. 
Natürlich kam dies auch dem Grafen zu Ohren 
und als am letzten Mittwoch der junge Grüger 
ſich wieder einmal nach der Soiree entfernen wollte, 
kam der Graf eben angefahren, als der Maler das 
Haus verließ. Er ſah noch, wie deſſen Jugend- 
freundin ihm vom Balkon aus den Abſchiedsgruß 
nachſandte. Graf Cigno zog kurz entſchloſſen einen 
Dolch aus der Bruſttaſche und ſtieß denſelben dem 
vermeintlichen Nebenbuhler in die Bruſt. Der Ge- 
troffene ſank zwar zu Boden, hatte jedoch noch die 
Kraft, ſeinem Angreifer in demſelben Moment, als 
er wieder feinen Wagen beſteigen wollte, eine Re- 
volverkugel nachzuſenden, welche demſelben die linke 
Schlafe durchbohrte und ihn auch ſofort tödtete. 
Nach wenigen Minuten gab auch der Maler ſeinen 
Geiſt auf. Die Gräfin, welche vor ihren Augen 
in wenigen Miauten den Gatten und den Jugend- 
freund ſterben ſah, wurde in Folge deſſen wahn- 
ſinnig und befindet ſich jetzt im Irrenhauſe. Der 
traurige Ausgang dieſer Affaire bildet nun das 
Tagesgeſpräch von ganz Neapel. a 
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Telegraphiſche Depeſchen. 

Görlitz, 3. Februar. Der hieſige Oberbür- 

germeiſter Gobbin, Mitglied des Herrenhauſes, iſt 
geſtorben. N 

London, 3. Februar. Nachdem verſchiedene 
Interpellationen erledigt waren, machte Harcourt 
im Unterhauſe die Mittheilung von der Verhaftung 
Davitts. Parnell richtete darauf die Frage an die 
Regierung, ob Davitt irgend welche Beſtimmung 
des Entlaſſungsbefehls verletzt habe. Es wurde 
hierauf keine Antwort ertheilt. Gladſtone, welcher 
eine Reſolution gegen die Obſtruktion beantragte, 
wurde inmitten ſeiner Rede von Dillon unterbro- 
chen, der einen Ordnungsruf gegen den Premier 
beantragte. Da Dillon nicht zum Schweigen ge- 
bracht werden konnte, ſo wurde er vom Sprecher 
zur Ordnung gerufen und alsbald ſeine Suspen- 
ſion mit 395 gegen 33 Stimmen beſchloſſen. Dil- 
lon weigerte ſich, dem Beſchluſſe Folge zu leiſten 
und mußte mit Gewalt inmitten äußerſt ſtürmiſcher 
Scenen entfernt werden. Als Gladſtone darauf 
von Neuem das Wort nehmen wollte, unterbrach 
ihn O' Donneghue mit einem Antrage auf Vert - 
gung der Diskuſſton. Der Sprecher erklärte, 
Gladſtone habe das Wort. Letzterer erhob ſich dar- 
auf, wurde aber ſofort von Parnell unterbrochen, 
der verlangte, daß dem Premier das Wort entzo⸗ 
gen würde. Der Sprecher bezeichnete dieſen An- 
trag als eine Verletzung der beſtehenden Ordnung 
und als eine hartnäckige Obſtruktion. Da Parnell 
bei feinem Verlangen beharrte, wurde er vom Spre- 
cher zur Ordnung gerufen und ſeine Suspenſion 
unter Stimmenenthaltung der Homeruler mit 405 
gegen 7 Stimmen beſchloſſen. Parnell weigerte 
ſich, den Saal zu verlaſſen und wurde von dem 
Sergeant at arms und deſſen Beamten gewaltſam 
entfernt. Beim Verlaſſen des Saales brachten die 
Homeruler ihm eine Ovation. Nachdem aus ähn⸗ 
lichen Anläſſen auch Finigan erſt zur Ordnung ge- 
rufen und dann mit 407 gegen 2 Stimmen fus- 
pendirt war, wurde der Antrag geſtellt, die 27 
Homeruler zu ſuspendiren, weil dieſelben ſich wei⸗ 
gdrten, mitzuſtimmen und dadurch fi ungehorſam 
gegen den Sprecher zeigten. 

Die Suspenſion von 29 Homerulers wurde 
mit 410 gegen 6 Stimmen beſchloſſen. Die Ho- 
meruler wurden, einer nach dem andern, zum Ver- 
laſſen des Sitzungsſaals genöthigt. Hierauf wurde 
noch gegen mehrere andere iriſche Deputirte die 
Suspenſion ausgeſprochen. Die Zahl aller Sus- 
pendirten beträgt 36. Um 8¼ Uhr Abends be 
gann Gladſtone die Begründung feiner Reſolutlon 
gegen die Obſtruktion. 

San Francisco, 2. Februar. Die Negen- 
güſſe dauern unabläſſig fort, die Ueberſchwemmung 
in den vom Sacramento und San Joaquim durch- 
ſtrömten Thälern nimmt immer größere Dimen- 


ſtonen an. f a 


